
Also — man wird sich wieder-
treffen. Der entwicklungspoliti-
sche Runde Tisch — so das über-
einstimmende Votum seiner Teil-
nehmer am Ende ihres nunmehr
fünften Treffens vom Montag in
der Berliner Stephanus-Stif-
tumg — setzt seine Allheit fönt,
voreist zumindest

Natürlich, und auch darüber
war man sich einig, nimmt die
Rasanz des politischen Umbruchs
Einfluß auch auf die Modalitäten
und die Zielbestimmung der ge-
meinsamen Arbeit, muß und wird
sie sich also auch verändern.
Einer Arbeit, die seit dem ersten
Treffen Anfang Februar von
einem hohen Maß an Konsens in
den Sachfragen und an konkreter
Vertrauensbildung zwischen den
doch höchst verschiedenen Part-
nern — Basisgruppen, Bürger-
bewegungen und Parteien, Kir-
chen- und Behördenvertretern
oder Wissenschaftlern — gekenn-
zeichnet war.

Immerhin ist die ursprüngliche
Absicht in der Tat recht erfolg-
reich realisiert worden: In einem
politischen Vakuum hat dieser
Runde Tisch Engagement und

Kompetenz der DDR weitgehend
vereint, um unüberhörbar zu ma-
chen, daß den überschäumenden
nationalen Egoismen dieser Zeit
das mitmenschliche Denken und
Handeln im Interesse vor aliein der
Menschen in der 2-Drät6al-!Welt
nacht zum Opfer fallen darf.

Dieses Anliegen hat Nieder-
schlag gefunden im Koalitions-
papier und in der Regierungs-
erklärung. Die Forderung nach
der Bildung eines Ministeriums
für Entwicklungszusammen-
arbeit ist heute realisiert. Auch
einen entsprechenden Volkskam-
merausschuß gibt es. Und schließ-
lich hat auch die Idee, die Arbeit
des Ministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit durch
einen gesellschaftlichen Beirat zu
begleiten, beim Adressaten, Mini-
ster Ebeling, ein offenes Ohr ge-
funden.

Vor allem aber: Der Tisch hat
inhaltliche Angebote unterbrei-
tet. Gerade deren wichtigsten
Extrakt, Papiere über Grund-
sätze für solidarische Entwick-
lungszusammenarbeit und über
eine entwicklungsbezogene Bil-
dung in unserem Land, verab-

Hamburg (ADN). Markus Wolf
hat erneut Vorwürfe zurückge-
wiesen, er habe davon gewußt,
daß RAF-Terroristen in der DDR
gelebt haben. In einem Inter-
view der „Bild"-Zeitung forderte
Wolf den DSU-Fraktionsvorsit-
zenden Hansjoachim Walther auf,
seine Informationsquellen offen-
zulegen oder öffentlich derartige
Behauptungen zurückzunehmen.
„Solche Art von Behauptungen
nehmen für mich inzwischen
auch eine strafrechtliche Relevanz
ein, wenn alle Welt so etwas ein-
fach ohne Beweis vertreiben
kann", erklärte Wolf. Unter Hin-

weis auf sein Schreiben an die
Volkskammerpräsidentin bekräf-
tigte er, daß weder er noch mit
seinem Wissen Mitarbeiter seines
Dienstzweiges mit RAF-Leuten
Kontakt hatten.

Wer bei der Stasi für die RAF
zuständig gewesen sei, das wis-
sen doch Herr Piestel, die Bür-
gerkomitees und der Bundesge-
neralstaatsanwalt „inzwischen
viel besser als ich. Ich habe ge-
hört, daß es die Abteilung 22 ge-
wesen sein soll. Die gehörte nicht
zu meinem Bereich. Wahrschein-
lich ist sie auch erst nach meinem
Ausscheiden 1986 entstanden."

Bonn (ADN). Nachrichtendienste
der Bundesrepublik verarbeiten
in Einzelfällen Informationen
von Stasi-Überläufern, weil dies
zu ihrem Auftrag gehöre. Wie die
Bundesregierung auf eine An-
frage der Grünen am Montag er-
klärte, treffen Angaben des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz
zu, wonach ein Interesse der
Bundesrepublik besteht, daß
Agenten des DDR-Auslandsdien-
stes „zu uns kommen". •

Den Bundesnachrichtendienst
(BND) interessierten auch weiter-
hin die militärischen Strukturen
des Warschauer Paktes und die
gegen die Interessen der Bundes-
republik gerichteten geheim-
dienstlichen Tätigkeiten auf dem
Gebiet der DDR. Die Nachrich-
tendienste hätten jedoch ehema-
lige Mitarbeiter des inzwischen
aufgelösten Ministeriums für
Staatssicherheit weder angewor-
ben noch eingestellt.

schiedete die Runde am Montag.
Sie werden fortan der Regierung
als Politikangebote ebenso zur
Verfügung stehen wie auch als
Leitfaden für die praktische Ent-
wicklungszusammenarbeit all je-
ner, die als Personen oder Gre-
mien der Noch-DDR das Ihre tun,
um den Gedanken von der Ein-
heitlichkeit dieser Welt und der
ebenso unteilbaren Verantwor-
tung für die gesamte Menschheit
zum bestimmenden Faktor einer
sozusagen künftigen „Weltinnen-
politik" zu machen.

Freilich — letzteres ist noch
eine Utopie. Die Realitäten der
sich verbreiternden Kluft zwi-
schen Nord und Süd scheinen ihr
Hohn JEU sprechen. Aber, man
braucht sehr wohl solche Uto-
pien, um aus ihnen die Schritte
auf dem Weg zu ihrer Verwirk-
lichung abzuleiten.

Man wird sich also wiedertref-
fen. Das Anliegen erfordert es,
Themen sind formuliert. Der
Parlamentarismus braucht sol-
cherart Basisdemokratie als be-
gleitendes Korrektiv. Den prak-
tisch Engagierten ist solch ein
Miteinander allemal von Nutzen.

Chemnitz (ADN). Die wohl dra-
matischste Belegschaftsversamm-
lung in der Geschichte des Be-
triebes fand am Montag im Ro-
botron Buchungsmaschinenwerk
Chemnitz statt. Mehr als 4000 Ar-
beiter, Ingenieure und Angestellte
hatten sich auf dem Hof des
Hauptwerkes eingefunden, um
von ihrem Betriebsdirektor, Die-
ter Gertler, die Unterschrift unter
ein Sozialprogramm einzufordern.
Es soll unter anderem verschie-
denen Gruppen von Werktätigen,
die von Rationalisierungsmaßnah-
men betroffen sind, Kündigungs-
schutz gewähren, sowie Abfin-
dungssummen für jene Beschäf-
tigten garantieren, die den Betrieb
verlassen müssen. Der Betriebs-
direktor hatte dieses gemeinsam
mit der Gewerkschaft ausgear-
beitete und seit längerem vorlie-
gende Dokument nicht unter-
schrieben, weil, wie er erklärte,
die erforderlichen 13 Millionen
Mark zur Finanzierung entspre-
chender Maßnahmen fehlen.

Die Gewerkschaft war nicht ge-
willt, diese Haltung hinzunehmen.
Sie rief daher zu einem Meeting
auf, an dem die Mehrheit der
Werktätigen teilnahm. Der For-

derung des Vonsitzenden des Be-
triebsvorstaindes der IG Metall,
das Sozialprogramm jetzt vor der
Belegschaft zu unterschreiben,
wich der Betriebsdirektor vorerst
erneut mit der Begründung aus,
es fehle das Geld. Dann ent-
wickelte er Vorstellungen, wie der
Betrieb, der ab Juli als Robotron
Ascota AG Chemnitz tätig sein
wird,' langfristig! aus seinen fi-
nanziellen Schwierigkeiten her-
auskommen kann.

* Als auch mehrmalige Auffor-
derungen der Arbeiter an Dieter
Gertler, das Dokument zu unter-
schreiben und auch Finanzie-
rungsquellen für die Sozialmaß-
nahmen zu erschließen, nichts
fruchteten, fand der Vorschlag
mehrerer Werktätiger Zustim-
mung, den Versammlungsplatz
erst zu verlassen, wenn das Pro-
gramm signiert ist

Diese unnachgiebige Haltung
der Belegschaftsangehörigen ver-
anlaßten den Betriebsdirektor
schließlich, nach Beratung mit
seiner Leitung dem Dokument
trotz fehlender finanzieller Ab-
sicherung der Maßnahmen doch
seihe Zustimmung zu geben.

Paris. Frankreich hat am Montag
das Andenken von Charles de
Gaulle und aller Helden der Re-
sistance gegen den menschenver-
achtenden Faschismus geehrt. An-
laß war der 50. Jahrestag des
„Appells vom 18. Juni", mit dem
der General im Gegensatz zum
Kapitulationskurs des Petain-
Regimes die französischen Streit-
kräfte und alle Patrioten zur.
Fortsetzung des Kampf gegen die
Aggression Nazideutschlands auf-
gerufen hätte.

Wie Präsident Francois Mitter-
rand in einer feierlichen Zere-
monie am Pariser Are de Triom-
phe, enthüllten in allen Stadt-
bezirken der Hauptstadt die Bür-
germeister Tafeln mit dem Text
des Appells. Am Morgen hatte in
der Kathedrale Notre Dame eine
Gedenkmesse für das „freie
Frankreich" stattgefunden. In Co-
lombey-Les-Deux-Eglises, wo das
langjährige Staatsoberhaupt be-
graben ist, versammelten sich
enge Mitkämpfer de Gaulles aus
der Zeit der Resistance.

Auf der Pariser Place de- la

Concorde wurden vom frühen
Morgen an durch die riesige
Nachbildung eines Rundfunk-
geräts aus dem Jahre 1940 der
Appell vom 18. Juni 1940 sowie
andere Tondokumente jener Zeit
ausgestrahlt. In der Nacht erleb-
ten rund 100 000 Pariser und
Gäste der Hauptstadt an den
Seine-Ufern im Zehtrum eine
symbolhafte szenische Erinne-

rung an die Jahre 1939 bis 1945.
Mehr als 2000 Mitwirkende auf
Schiffen, Kähnen und Pontons,
die Projektion historischer Fotos
auf riesige Leinwände, Musik
und Lichteffekte verdeutlichten,
welche schlimme Zeit Frankreich
vor fünf Jahrzehnten durchlitten,
welch heldenhaften Kampf es am
Ende siegreich bestanden hat.

Luxemburg (ADN). Die Außen-
minister der Mitgliedsländer der
Europäischen Gemeinschaft ha-
ben am Montag in Luxemburg
zwei Grundsatzdokumente über
die Politische Union Europas und
eine Währungsunion gebilligt und
damit den Weg zur Einberufung
von Regierungskonferenzen be-
fürwortet, auf denen die entspre-
chenden Beschlüsse beraten wer-
den sollen. Außerdem stimmten
sie einem Vorschlag der irischen
Ratspräsidentschaft zu, in dem
das Ziel der Politischen Union

und einer abgestimmten Außen-
und Sicherheitspolitik bekräftigt
wird.

Diskussionspunkte der Außen-
ministertagung waren auch die
Vorbereitung des Gipfels der sie-
ben führenden Industriestaaten
der Welt im Juli in Houston und
die bevorstehenden Verhandlun-
gen zwischen der Gemeinschaft
und der Europäischen Freihan-
delszone (EFTA) über die Schaf-
fung eines Europäischen Wirt-
schaftsraumes (EWR).

Beschauliches Lesen an öffentlichen Zeitungskästen in Moskau dürfte bald passe sein, wenn sich auch
hier Schlangen bilden werden. Die derzeitige Papierknappheit zwang bereits die „Prawda", ihre Aus-
gäben auf täglich sechs Seiten zu reduzieren Foto: ADN/Uhtemann

Vergangene Woche haben Sie im
Namen des Parteivorstandes vor
der internationalen Presse das
PDS-Vermöfen offengelegt. ND
hat Ihren Bericht vollständig
veröffentlicht. Welche Reaktio-
nen gibt et darauf?

Wir haben etliche Briefe und
Anrufe verschiedenster Art er-
halten. Viele Mitglieder und
Sympathisanten der PDS äußer-
ten sich zustimmend. Einige
fragten, warum wir das nicht
eher getan halsen, bevor wir in
eine solche Zwangslage gerieten.
Andere fordern, daß nun andere
Parteien und • Organisationen
nachziehen sollen. Wir werden
gebeten, das PDS-Vermögen
weiter zu entflechten, aber nichts
abzugeben, was für die Existenz
der Partei und ihre politische
Arbeit lebenswichtig ist, sowie
deutlich zu zeigen, wo da die
Grenze liegt.

Wenn etwas abgegeben wird,
dann solle das wie bisher diffe-
renziert geschehen — also um-
sonst oder gegen einen symboli-
schen Betrag bei Einrichtungen
des Gesundheits- und Sozialwe-
sens, zu reellen Preisen, wenn
daraus GmbH oder Aktiengesell-
schaften entstehen.. Und natürlich
gibt es Angriffe. Das geht bis zu
gehässigen Beschimpfungen.

Ist die vorgelegte Vermogens-
bilanz endgültig?

Nein, das kann sie nicht sein.
Wir haben daran sechs Monate
intensiv gearbeitet und setzen
das fort. Wer ein solches in 40
Jahren entstandenes Imperium
entflechten will, braucht Zeit,
und ein halbes Jahr ist dafür
wehig, auch wenn das Ergebnis
dringend verlangt wird. Es ist
wie ein Pufcsde mit zahllosen Un-
bekannten. Im Juli werden wir
wahrscheinlich die exakten Zah-
len aus den Kreisen und Bezir-
ken erhalten, aber in der Ten-
denz werden sie die jetzigen
Fakten bestätigen. Die) können
übrigens auch deshalb nicht das
letzte Wort sein, weil wir der-
zeit verhandeln, um uns von
weiteren Vermögensteilen zu
trennen.

Was ist denn so kompliziert
daran, das Vermögen der PDS zu
erfassen?

Im Finanzbereich hatte die
SED eine sehr genaue Buchfüh-
rung. Eigentum an Gebäuden
und Grundstücken dagegen ist
nicht durchgängig juristisch ein-
deutig. Für das Gebiet der DDR
ist unser Überblick jetzt voll-
ständig. Teilweise sind die Im-
mobilien nicht im Grundbuch

eingetragen. Das mußte mühevoll
nachgeholt werden, aber alles ist
eben nicht mehr nachholbar. Wer
trägt uns heute noch ein Haus
ins Grundbuch ein?

Ein heikler Punkt ist das ver-
meintliche Auslandsvermogen.
Ei kursieren Gerüchte und Be-
hauptungen. Ihre Aussage vor
der Presse, es gebe keine An-
haltspunkte, wurde stark be-
zweifelt.

Als wir angefangen haben, uns
mit den SED-Finanzen zu befas-
sen, wurden alle Unterlagen
gründlich geprüft. Sauber ge-
regelt waren die Devisenkonten
auf der DDR-Handelsbank. Die
sind offengelegt.

Unterlagen über ein Auslands-
vermögen haben wir nicht ge-
funden. Die zuständige ZK-Ab-
teilung hatte eine getrennte Fi-
nanzrechnung über ihre Verbin-
dungen .zum Ausland. Wir ver-
muten, daß diese Unterlagen
vernichtet wurden. So sind wir
auf Hinweise ehemaliger Mit-
arbeiter des ZK angewiesen, de-
nen wir nachgehen.

Wie geht das vor sich? Der PDS
wird ja unterstellt, sie habe gar
kein Interesse daran, ihr Aus-

landsvermögen aufzudecken und
unternehme nicht das Mögliche.

Beispielsweise halfen uns Ver-
treter des Westberliner Druckhau-
ses „Nord" zu ermitteln, daß
die SED in früheren Jahren in
der Schweiz eine Aktiengesell-
schaft- gründete, die wiederum
andere Gesellschaften gegründet
hat. Mit deren Unterstützung
sollte vor allem die SEW-Zeitung
„Die Wahrheit" gesichert werden.
Das ist nach unserer Kenntnis bis
1989 auch geschehen.

Um Licht in die Sache zu brin-
gen, haben wir mit einem frü-
heren Verwaltungsrat der
Schweizer Aktiengesellschaft ge-
sprochen. Er teilte uns mit, daß
die SED diese Gesellschaften seit
1983 durch einen Treuhänder
verwalten ließ. Der bestätigte, daß
die Schweizer Aktien im Septem-
ber 1989 im Auftrag der dama-
ligen SED-Führung verkauft
wurden. Wer der neue Eigentü-
mer ist und wo der Verkaufs-
erlös geblieben ist, erfuhren wir
nicht.
Warum nicht?

Wir sind ja keine Ermittlungs-
behörde und dadurch auf den
guten Willen und die Auskunfts-
bereitschaft anderer angewiesen.
Und die ist nicht unbegrenzt.
Weiter können wir in diesem

Berlin (ADN). Für die 38 Ar-
beitsämter der DDR sind jetzt
die Direktoren berufen, teilte
das Arbeits- und Sozialmini-
sterium am Montag in Berlin
mit. Bestätigt seien auch die
Abteilungsleiter. Derartige
Personalentscheidungen wer-
den ausschließlich durch den
Leiter der Zentralen Arbeits-
verwaltung beim Ministerium
für Arbeit und Soziales ge-
troffen. Sie sind durch Bürger-
meister oder andere politisch
Verantwortliche in den Terri-
torien nicht aufhebbar.

Berlin (ND-Fischer). Die Berg-
arbeiter-Gewerkschaften der
DDR und der BRD sind seit
Beginn dieser Woche politisch
vereint, Das beschlossen die
Hauptvorstände der Industrie-
gewerkschaften Bergbau und
Energie (BRD), Bergbau, Ener-
gie, Wasserwirtschaft sowie
Wismut auf einer/gemeinsa-
men Tagung am Montag in
Berlin. In den kommenden
Wochen und Monaten werde
mit der Wahl der heuen Lei-
tungen auch der organisatori-
sche Zusammenschluß der IG,
der rund 800 000 Mitglieder an-
gehören, vollzogen, teilte Hans
Berger, Vorsitzender der IG
Bergbau und Energie, mit

Berlin (ADN); Über 10 000
Kontakte zwischen Firmen der
DDR und der BRD sind durch
die im Dezember eingerichtete
Kooperationsbörse der Arbeits-
gemeinschaft Selbständiger
Unternehmer zustande gekom-
men. ' Etwa jede siebente
yAdressenvermittlung führte in-
zwischen zum Abschluß eines
festen Vertrages. 53 Prozent
der bundesdeutschen Firmen
streben Direktlieferungen in
die DDR an, 38 Prozent beab-
sichtigen eine Vertriebskoope-
ration oder den Aufbau einer
Repräsentanz. Jeder dritte
Interessent möchte sich an
einem DDR-Betrieb beteiligen
oder ihn ganz übernehmen.

Schkopau (ADN). Der Vorstand
der Buna-AG hat den Bau-
stopp für das neue Braunkoh-
lenkraftwerk bis zum 16. Juli

verlängert. Das teilte am Mon-
tag ein Vertreter der Unter-
nehmensleitung Einwohnern
der Gemeinde Dörstewitz mit
Sie halten seit vergangener
Woche mit Unterstützung der
Grünen Liga, der Grünen Par-
tei und der ökologischen Ar-
beitsgruppe Halle das Bau-
gelände besetzt Sie fordern
unter anderem, das Projekt für
dieses Kraftwerk neu zu über-
denken und es nicht auf 86
Hektar Land außerhalb deS
Werkes, sondern auf Betriebs-
gelände zu errichten.

Bonn (ADN). Die Deutsche
Krebshilfe der BRD will sich
für eine verbesserte Bekämp-
fung von Krebserkrankungen
in der DDR einsetzen. Darüber
informierte Vorstandsvorsit-
zender Helmut Geiger in Bonn
auf der Jahrespressekonferenz
seiner Organisation. Um Not-
situationen in Kliniken der
DDR zu beheben, würden rund
fünf Millionen Mark bereit-
gestellt.

Bonn (ADN). Der Deutsche
Journalistenverband (DJV) hat
Verlagsleitungen und Verleger-
organisationen in der DDR zu
Tarifverhandlungen für die
Journalistinnen und Journali-
sten, aufgefordert Die bundes-
deutsche Journalistengewerk-
schaft verband die Aufforde-
rung mit dem Hinweis auf
die veränderte Medienstruktur
in der DDR, die sozialpolitische
Konsequenzen dringlich wer-
den lasse. Vor allem gelte es,
die finanziellen und struktu-
rellen Arbeitsbedingungen der
DDR-Journalisten zu regeln.

Senftenberg (ADN). Ein Wald-
brand wütete am Montagnach-
mittag in einem Kiefernbe-
stand in der Nähe von Lauch-
hammer (Bezirk Cottbus).
Trotz unverzüglich eingeleite-
ter Bekämpfungsmaßnahmen
hatte sich das Feuer innerhalb
von drei Stunden von einem
auf zwölf Hektar ausgebreitet.
Wehren aus den Kreisen Senf-
tenberg, Hoyerswerda, Finster-
walde und Bad Liebenwerda
waren mit insgesamt 26 Lößch-
umd Tanklöschtßahrizeugen bis
in die Abendstunden im Ein-
satz.

Moskau (ADN). Einen Volks-
entscheid über die Frage, wel-
chen Weg die sowjetische Ge-
sellschaft künftig gehen wolle
— den sozialistischen oder ka-
pitalistischen - , hat KPÜSU-

* Politbüromitglied Jegor Liga-
tschow gefordert. In einem arrt
Montag in der „Prawda" ver-
öffentlichten Interview wandte
er sich mit aller Schärfe gegen
die Einführung der freien
Marktwirtschaft Wer dies for-
dere, stoße die Sowjetgesell-
schaft unweigerlich in die Zeit
der Ausbeutung zurück. Liga-
tschow sprach sich für eine re-
gulierte, auf dem gesellschaft-
lichen Eigentum an Produk-
tionsmitteln basierende Markt-
wirtschaft aus.

Düsseldorf. (ADN). Die gegen-
wärtigen Investitionsbedingun-
gen in der DDR für bundes-
deutsche Unternehmen nennt
das Düsseldorfer „Handels-
blatt" am Montag „nicht emp-
fehlenswert". „Selbstverständ-
lich rechtfertigen die Verhält-
nisse in der DDR zur Zeit eine
Investition allenfalls als eine
patriotische Tat, ansonsten
aber ist zum Beispiel. Portugal
immer noch interessanter." Es
habe schon seinen Grund,
„wenn sich die Unternehmer
nur sehr zögerlich in der DDR
engagieren", so die Zeitung.
Kein westdeutscher Unterneh-
mer wisse zur Zeit wie sich
Löhne, Gehälter und sonstige
Arbeitsbedingungen in der
DDR einspielen würden.

Cölombo (ADN). „Unbegrenzte
Befugnis" zur Niederschlagung
des Tamilen-Aufstandes hat
die Regierung Sri Lankas dem
Militär am Montag erteilt Seit
einer Woche toben im Norden
der Insel heftige Kämpfe zwi-
schen den „Befreiungstigern
von Tamil Eelam" und den
Regierungstruppen. Die tamili-
schen Rebellen hatten am
Sonnabend einen vereinbarten
'Waffenstillstand gebrochen, als
sie einen Stützpunkt der Armee
mit Raketen beschossen. Auch
in anderen Teilen der Insel
soll es zu Schießereien gekom-
men sein. Die Zahl der Toten
wird auf etwa 600 geschätzt.

Lissabon (ADN). Offizielle
Vertreter Angolas und der
UNITA sind laut Berichten der
portugiesischen Presse am
Wochenende unweit Lissabons
erneut zu Gesprächen zusam-
mengekommen. Es war das
zweite Geheimtreffen beider
Seiten auf portugiesischem

Boden zur Beendigung des seit
15 Jahren anhaltenden Kon-
flikts.
Washington (ADN). Die
USA-Administration hat eine
zusätzliche verdeckte 'mili-
tärische Hilfe für die ango-
lanische Oppositionsorganisa-
tion UNITA im Wert von 10
bis 15 Millionen Dollar bean-
tragt.

Belgrad (ADN). Griechische
Grenzbehörden haben am
Montag etwa 3000 jugoslawi-
schen Bürgern die Einreise
verweigert, meldete TANJUG.
Tausende jugoslawische Bür-
ger aus Mazedonien hatten am
Wochenende Im Grenzort
Gjevgjelija für die „Rechte der
mazedonischen Minderheit in
Griechenland" demonstriert
und dabei den grenzüber-
schreitenden Verkehr zum Er-
liegen gebracht.

Washington (ADN). Libyen
baut nach Angaben des USA-
Geheimdienstes CIA nach
Rabta eine zweite Chemie-
waffenfabrik. Wie die „Wa-
shington Times" am Montag
schreibt, wird das Werk knapp
1000 Kilometer südlich von
Tripolis unterirdisch errichtet.
Die Anlage, die zuerst vom
israelischen Geheimdienst ent-
deckt und jetzt auch von
einem USA-Spionagesatelliten
fotografiert worden sei,
brauche noch zwei Jahre bis
zur Fertigstellung.

Washington (ADN). Der am
Wochenende begonnene Ver-
such, aus dem vor der texani-
schen Küste havarierten Tan-
ker „Mega Borg" ausge-
strömtes Rohöl durch öl-
abbauende Bakterien zu ver-
nichten, scheint geglückt. Bei
Inspektionen eines markierten
Teils des verseuchten Seege-
biets aus der Luft wurden
kaum noch ölreste festgestellt,
hieß es. Die norwegische
„Mega Borg" war vor zehn
Tagen nach einer Explosion in
Brand geraten. Am Sonnabend
konnte das Feuer gelöscht
werden.

London (ADN). Die britische
Premierministerin Margaret
Thatcher hat am Montag Be-
unruhigung über die Aussicht
zum Ausdruck gebracht, daß
ein vereintes Deutschland mit
80 Millionen Einwohnern die
stärkste politische und ökono-
mische Kraft in Europa wird.
In einem BBC-Interview
meinte die Regierungschefin,
sie verstehe Ängste der Briten
im Hinblick auf die Vereini-
gung beider deutschen Staaten.
Ursache sei die „Geschichte
dieses Jahrhunderts, die wir
nicht ignorieren können".

Dr. Regine Hil-
debrandt, Mini-
sterin für Arbeit
und Soziales

Heinz Weiße,
Leiter der Unter-
abteilung Ren-
tenversicherung
des Ministeriums,

Dr. Klaus Becker,
Leiter des Refe-
rats Entgelt-
und Tariffraßen

Unsere Telefone - Berlin 5 89 13 19 und 5 89 13 94 - sind
von 15.30 bis 16.30 Uhr besetzt.
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Von HEINZ JAKUBOWSKI

Von unserem Korrespondenten Dr. CLAUS DÜMDE

Fall nicht recherchieren. Wir tun
es auch deshalb nicht, weil die
PDS kein ökonomisches Interesse
an den Aktien und dem Erlös hat.
Hatten Sie schon Kontakt zu
denen, die das Vermögen der
PDS im Auftrag der Regierung
prüfen und treuhanderisch ver-
walten sollen?

Es sind zwar nur noch knapp
zwei Wochen bis zum 30. Juni,
aber ich kenne noch niemanden,
und den Namen des Kommis-
sionsvorsitzenden weiß ich nur
aus der Zeitung. Vielleicht kommt
die Revision genauso über-
raschend wie die Beschlüsse in
der Volkskammer. Obwohl Fach-
leute sagen, daß man ein Viertel-
jahr braucht, um die Finanzen
einer Partei genau zu prüfen. In-
zwischen ist man schon zurück-
gegangen und will bis 30. Juni
nur einen Zwischenbericht geben.
Auch in der eigentlich vorgesehe-
nen Regierungskommission sollen
nun Abgeordnete mitarbeiten.
Das ist sicher zu einem guten Teil
auf rechtsstaatliche Einwände in-
und ausländischer Juristen gegen
die Volkskammerbeschlüsse zu-
rückzuführen. Und unsere große
Protestkundgebung am Pfingst-
wochenende hat ihre Wirkung
wohl auch nicht verfehlt.
Interview: WOLFGANG HÜBNER
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